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Zusammenfassung
Mit dem „Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und
zur Wohnraumsicherung“ – dem sogenannten Bauturbo – wer-
den zentrale Mechanismen der demokratischen Kontrolle im
deutschen Planungsrecht grundlegend verändert. Die neu-
en Regelungen, insbesondere die Möglichkeit weitreichender
Abweichungen vom Baugesetzbuch (§246e BauGB) in Kombi-
nation mit der Zustimmungsfiktion (§36a BauGB), verschieben
Entscheidungsprozesse von demokratisch legitimierten Pla-
nungsverfahren hin zu vereinfachten Verwaltungsakten. Da-
durch entstehen größere Ermessensspielräume, Informations-
und Machtasymmetrien zwischen öffentlicher Verwaltung und
privaten Akteuren sowie eine zunehmende Intransparenz in
der Bodenpolitik. Diese strukturellen Veränderungen begüns-
tigen Korruption, da sie verdeckte Einflussnahmen auf Boden-
wertsteigerungen erleichtern können. Das Risiko liegt weniger
im individuellen Fehlverhalten als in den systemischen Anrei-
zen, die durch den Bauturbo geschaffen werden. Der Beitrag
weist auf diese Risiken hin und versteht sich als Diskussions-
grundlage, um Wege zur Verringerung des Korruptionsrisikos
aufzuzeigen. Eine stärkere Transparenz der Eigentumsverhält-
nisse wird dabei als zentraler Ansatz vorgeschlagen, um die
Legitimität des Planungsrechts zu stärken und das Vertrauen
in faire Verfahren zu sichern.
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Preventing the building turbo from turning into
a corruption turbo: Why landownership
transparency is now essential

Abstract
The German law for „Accelerating Housing Construction and
Securing Housing“ – the so-called Bauturbo – fundamentally
changes key mechanisms of democratic control in the Ger-
man planning system. The new provisions, especially the new
possibility of extensive deviations from the Federal Building
Code (§246e BauGB) combined with the regulation on „pre-
sumption of municipal consent“ (§36a BauGB) shift decision-
making processes from democratically legitimized planning
procedures toward simplified administrative acts. This change
creates broader discretionary powers, information and power
asymmetries between public authorities and private actors
and increasing intransparency in land policy. These structural
changes may foster corruption by enabling hidden influences
on land value increases. The risk arises less from individ-
ual misconduct than from the systemic incentives generated
by the Bauturbo itself. This paper highlights these risks and
serves as a basis for discussion on how to mitigate them.
Strengthening transparency of land ownership is proposed as
a key approach to reinforce the legitimacy of planning law and
restore trust in fair and accountable development processes.
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1 Einleitung

Der Bauturbo ist nun da. Seit 30. Oktober 2025 ist das „Ge-
setz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohn-
raumsicherung“1 in Kraft. Er ist eine der weitreichendsten
Änderungen des Baurechts. Wie er wirken wird, wird sich
in den kommenden Monaten und Jahren zeigen. Eichhorn,
Holl, Jehling et al. (2025) diskutieren in ihrem Kommentar
zum Bauturbo vor allem die räumlichenWirkungen des neu-
en Gesetzes aus Sicht der Raumplanung – also wofür Bo-
den genutzt wird. Darüber hinaus wird der Bauturbo jedoch
auch das Machtverhältnis wesentlicher Akteure der Raum-
entwicklung verändern, insbesondere in Bezug auf die Bau-
leitplanung und private Eigentümerinnen und Eigentümer.
Diese Veränderung erhöht, so möchte ich in diesem Beitrag
hinterfragen, das Risiko von Korruption in der Baulandent-
wicklung. Dies erfordert mehr Transparenz, insbesondere
hinsichtlich der Verteilung von Bodenpolitik.

Aber lässt sich so einfach mit einem Begriff Korruption
sinnvoll umgehen? Im Folgenden wird zunächst das Thema
Korruption in der Planung sowie die institutionellen Rah-
menbedingungen hierfür besprochen, bevor anschließend er-
örtert wird, wie der Bauturbo diese Rahmenbedingungen
verändert. In der abschließenden Diskussion soll dann über
die Notwendigkeit einer größeren Transparenz reflektiert
werden.

2 Korruption in der Bauleitplanung
Durch Planung sind sehr hohe Gewinne zu erzielen. Ins-
besondere bei der Entwicklung von Bauland ,auf der grü-
nen Wiese‘, also bei der Konversion landwirtschaftlicher
Flächen in Bauland, entstehen erhebliche Bodenwertsteige-
rungen (vgl. Hartmann/Maurer 2023). Landwirtschaftliche
Flächen haben einen Bodenwert von etwa 1 bis 5 Euro/qm,
während einfache Einfamilienhausgebiete leicht Bodenwer-
te von 200 bis 400 Euro/qm oder sogar noch höher erzie-
len können. Diese Bodenwertsteigerung von weit mehr als
dem Faktor 100 verbleibt bei den Eigentümerinnen und Ei-
gentümern dieser Flächen (vgl. Davy 2012). Dies beflügelt
Spekulation am Boden und weckt Begehrlichkeiten.

Diese Bodenwertsteigerungen entstehen selbst ohne In-
vestitionskosten seitens der Eigentümerinnen und Eigen-
tümer. Bodenwertsteigerung resultiert aus rechtlichen Än-
derungen der zulässigen Nutzungen durch die kommunale

1 Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohn-
raumsicherung vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 257 vom 27.
Oktober 2025).

Bauleitplanung. Vereinfacht gesagt macht ein Strich auf ei-
ner Plankarte Bodeneigentümerinnen und -eigentümer är-
mer oder reicher (Needham 2006: 3). Damit gibt es zumin-
dest sehr hohe Anreize für Missbrauch und Einflussnahme
bis hin zur Korruption in der Planung.

Es gibt unterschiedliche Formen von Korruption mit ent-
sprechenden Grauzonen (Lübbe-Wolff 2025: 17–28). Em-
pirisch ist sie schwer zu untersuchen (Koumpias/Martínez-
Vázquez/Sanz-Arcega 2022) und es gibt nur wenige Un-
tersuchungen zu diesem Thema in der Planung – obgleich
Korruption in der Planung endemisch ist (Chiodelli/Moroni
2015; Koumpias/Martínez-Vázquez/Sanz-Arcega 2022;
Hickman/Linovski/Sturzaker 2025).

Korruption im öffentlichen Bereich wird begünstigt,
wenn strukturelle Bedingungen zusammentreffen (Chiodel-
li/Moroni 2015; Koumpias/Martínez-Vázquez/Sanz-Arcega
2022). Diese Bedingungen sind im Speziellen: Ermessens-
spielräume bei Vergaben von Vorteilen und Nachteilen
durch Politik, Verwaltung oder Gesetzgebung sowie wirt-
schaftliche Gewinne (Renten), die mit dieser Macht verbun-
den sind. Zudem spielt ein Nettonutzen illegaler Geschäfte
eine Rolle: Dieser muss höher sein als das Risiko oder
die mögliche Strafe. Das Ausmaß an Korruption hängt so-
mit nicht nur von persönlicher Integrität ab, sondern auch
von den institutionellen Rahmenbedingungen, die solche
Gelegenheiten begünstigen.

3 Institutionelle Rahmenbedingungen
für Korruption im deutschen
Planungssystem

Im deutschen Planungsrecht sind einige Sicherungsmecha-
nismen eingebaut, die das Risiko von Machtmissbrauch,
politischer Einflussnahme und Korruption vermindern sol-
len: § 1 Abs. 3 S. 2 BauGB2 verdeutlicht, dass es keinen
Rechtsanspruch auf die Aufstellung von Bauleitplänen gibt.
Diese Regelung stellt klar, dass die Gemeinde Herrin des
Bauleitplanverfahrens ist (Battis/Krautzberger/Löhr 2022:
§ 1 BauGB, Rn 31). Des Weiteren werden in Bauleitplan-
verfahren viele unterschiedliche Akteure zu verschiedenen
Zeitpunkten beteiligt – von Trägern öffentlicher Belange bis
hin zur breiten Öffentlichkeit. Außerdem durchlaufen Bau-
leitpläne nicht nur eine exekutive, sondern auch eine legis-
lative Kontrolle durch demokratisch gewählte Parlamente
wie Stadt- oder Gemeinderäte. Auch für die Festlegung von

2 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 257) geändert worden
ist.
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Innenbereichssatzungen nach § 34 BauGB sind die jewei-
ligen Gemeinderäte zuständig. Diese Beteiligung demokra-
tischer Beschlussorgane erschwert Korruption und sichert
somit die demokratische Legitimation von Bauleitplänen.

Sobald Bauleitpläne bzw. Innenbereichssatzungen be-
schlossen sind, erteilen die unteren Bauaufsichtsbehörden
im Rahmen dieser Pläne und Satzungen einzelne Baugeneh-
migungen. Untere Bauaufsichtsbehörden sind in kreisfreien
Städten meist die Kommunen selbst, in kreisangehörigen
Kommunen sind es die Landratsämter. Durch die vorge-
schaltete Bauleitplanung mit ihrer demokratischen Legi-
timität durch Verfahren (Dral/Witte/Hartmann 2023) ist
jedoch auch hier der Ermessensspielraum eingeschränkt.
Dies erschwert Korrution zusätzlich. Der Bauturbo verän-
dert dies jedoch grundlegend.

4 Der Bauturbo
Der Bauturbo soll dazu beitragen, dass in Deutschland mehr
und schneller gebaut wird. Hierzu sieht das Gesetz im Kern
drei Änderungen vor, welche zum Teil zunächst als Experi-
mentierklausel vorgesehen sind.

Das neue Gesetz soll das Bauen im Innenbereich nach
§ 34 BauGB erleichtern: § 34 BauGB sah in der bishe-
rigen Fassung vor, dass eine Bebauung in im Zusammen-
hang bebauten Gebieten (ohne Bebauungsplan) grundsätz-
lich zulässig ist, wenn sich Vorhaben nach Art und Maß der
baulichen Nutzung in die Umgebung einfügen. Bereits das
Baulandmobilisierungsgesetz3 aus dem Jahr 2021 sah vor,
dass Vorhaben sich nicht mehr streng an bestehende bau-
liche Umgebungen anpassen müssen (vgl. Hengstermann/
Hartmann 2021). Hierzu war allerdings eine Einzelfallprü-
fung für jedes Bauvorhaben erforderlich. Der Bauturbo er-
laubt nun eine großzügigere Genehmigungspraxis und kippt
dieses Einzelfallerfordernis. Mit Zustimmung der Gemein-
de kann jetzt auch „in mehreren vergleichbaren Fällen“ vom
Erfordernis des Einfügens in die nähere Umgebung abge-
wichen werden, wenn das Vorhaben der Errichtung eines
Wohngebäudes dient und auch unter Würdigung nachbar-
licher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar
ist (§ 34 Abs. 3b BauGB). Hierdurch soll es Entwicklern
erleichtert werden, schnell viel im Innenbereich auch ohne
Bebauungsplan zu bauen. Aus dem Planerfordernis werden
somit somit bloße Genehmigungs- und Zustimmungserfor-
dernisse. § 36a BauGB sieht außerdem vor, dass die Zustim-
mung der Gemeinde als erteilt gilt, wenn sie nicht innerhalb
von drei Monaten nach Eingang des Ersuchens verweigert

3 Gesetz zur Mobilisierung von Bauland (Baulandmobilisierungs-
gesetz) vom 14.06.2021.

wird. Die Gemeinde kann also gewissermaßen auch durch
bloßes Nichtstun zustimmen.

Eine zweite bedeutende Änderung sieht darüber hinaus
vor, dass einfacher von Bebauungsplänen abgewichen wer-
den kann. Da die Regelungen des geänderten § 34 BauGB
auch für Abweichungen von geltenden Bebauungsplänen
anuwenden sind (§ 30 Abs. 3 BauGB), galt auch hierfür
zuvor das Einzelfallerfordernis; jede Ausnahme musste ein-
zeln geprüft werden. Aufgrund der dargestellten Änderung
des § 34 BauGB können stattdessen nun auch im Geltungs-
bereich eines Bebauugsplans für mehrere Vorhaben Ausnah-
men von den Festsetzungen des Bebauungsplans zugelassen
werden.

Die dritte und am meisten kontrovers diskutierte Rege-
lung im neuen Baugesetzbuch ist § 246e BauGB; diese
Regelung sieht vor, dass Kommunen für die Realisierung
von Wohnraum von den Bestimmungen des Baugesetzbu-
ches abweichen können – und zwar unabhängig davon, ob
ein Vorhaben innerhalb eines Geltungsbereichs eines Be-
bauungsplans oder innerhalb des Innenbereichs liegt – so-
fern es an den Innenbereich oder einen Bebauungsplan an-
grenzt. Im Klartext bedeutet dies: Für unbeplante Flächen
können Antragstellerinnen und Antragsteller Baugenehmi-
gungen einreichen, und, sofern es sich um jegliche Art
Wohnbebauung handelt, fällt dies ebenfalls unter die Zu-
stimmungsfiktion des neu eingeführten § 36a BauGB. Wenn
also keine Reaktion seitens Kommune binnen drei Monaten
erfolgt, gilt die Baugenehmigung als erteilt. Die Entschei-
dung obliegt in der kommunalen Praxis hierbei wohl nicht
etwa den Planerinnen und Planern, sondern den Bauauf-
sichtsbehörden (auch abhängig von der jeweiligen Landes-
regelung). Besonders attraktiv für Entwickler ist, dass jede
Form von Wohnbebauung möglich ist, und dass es keine
Bauverpflichtung gibt. Das Risiko für Entwickler ist also
sehr gering und umfasst maximal die Kosten zur Vorberei-
tung der Unterlagen.

Der Bauturbo wird somit den formalen Bebauungsplan
weniger bedeutend machen – Planung geschieht zunehmend
über Genehmigungsbehörden.

5 Bauturbo und Rahmenbedingungen
zur Korruption

Um zu verstehen, wie der Bauturbo mit seinen neuen Re-
gelungen das Risiko von Korruption in der Planung erhöht,
muss zunächst verstanden werden, unter welchen Voraus-
setzungen die Entstehung und Ausbreitung von Korruption
begünstigt wird. Vier wichtige Voraussetzungen sind das
Vorhandensein von Ermessensspielräumen, Informations-
und Machtasymmetrien, Intransparenz von Entscheidungs-
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prozessen sowie eine abgeschwächte Legitimation von Pro-
zessen.

Ermessensspielräume: Korruption kann nur entstehen,
wenn Personen in Politik oder Verwaltung die Möglichkeit
haben, ihre Macht selektiv einzusetzen, sodass Grundstücks-
eigentümerinnen und -eigentümer oder Entwickler für eine
bevorzugte Behandlung bereit sind, Gegenleistungen anzu-
bieten (Chiodelli/Moroni 2015: 441). Es braucht Entschei-
dungsspielräume, die nicht vollständig durch Regeln oder
Kontrollen gebunden sind. Ohne Handlungsspielraum gibt
es wenig Raum für illegale Einflussnahme. Der Bauturbo
sieht zur Begründung von Ablehnungen von Genehmigun-
gen vorrangig sehr breite und schwer objektiv überprüfbare
Kriterien vor: städtebauliche Gründe oder nachbarschaftli-
che Belange.

Informations- und Machtasymmetrien: Asymmetrien von
Macht und Informationen können Korruption ebenfalls be-
günstigen (Hickman/Linovski/Sturzaker 2025). Bauträger
und Entwickler haben häufig wesentlich mehr Möglichkei-
ten und Erfahrungen als viele oft schlecht ausgestattete
oder unterbesetzte öffentliche Verwaltungen. Dies führt zu
einer Informationsasymmetrie zwischen Verwaltung und
privaten Akteuren, zuungunsten der Verwaltung. Deregu-
lierung und Privatisierung von Planungsprozessen – wie
der Bauturbo sie de facto vorsieht – führen zu einer Ver-
stärkung von Asymmetrien der Kapazität und Expertise
zwischen öffentlicher Verwaltung und privaten Akteuren
(Hickman/Linovski/Sturzaker 2025). Dies ist insbesondere
in kleineren Gemeinden der Fall, die möglicherweise in
Wettbewerb um Ansiedlungen zueinanderstehen (Eichhorn/
Holl/Jehling et al. 2025: 348).

Intransparenz von Prozessen und Entscheidungen: In-
transparenzen von Prozessen und Entscheidungen befördern
Korruption zusätzlich. Diese machen es möglich, dass ein
Amtsträger bzw. eine Amtsträgerin Fehlverhalten verbor-
gen hält. Zwar können bestimmte Akteure unter bestimmten
Umständen Einsicht in die Bauakten und Baugenehmigun-
gen erlangen, aber Baugenehmigungen sind grundsätzlich
keine öffentlich zugänglichen Dokumente – im Gegensatz
zu Bebauungsplänen. Daher ist eine öffentliche Kontrolle
nur sehr eingeschränkt möglich. Die mangelnde Transpa-
renz der Eigentumsverhältnisse in Deutschland verstärkt die
Informationsasymmetrie. Diese hat mit rechtlichen, aber
auch mit technischen und administrativen Hürden zu tun
(Hartmann/Roboger/Eisenhut et al. 2024).

Legitimation der Verfahren: Während Bebauungspläne
durch die kommunalen Aufsichtsbehörden und durch die
Regionalplanung einer stärkeren externen Kontrolle unter-
liegen und auch die Beteiligungen von Trägern öffentlicher
Belange sowie die zweistufige Partizipation Kontrollmecha-
nismen der Bauleitplanung sind (vgl. Dral/Witte/Hartmann
2023), unterliegen Baugenehmigungen wesentlich weniger

Aufsicht. Wenn durch den Bauturbo nun allerdings die Bau-
leitplanung durch Baugenehmigungen im Sinne von § 246e
BauGB ersetzt werden kann, verschwindet diese Legitima-
tion.

6 Diskussion und Fazit
Der Beitrag möchte keiner Gruppe von Akteuren an sich
eine höhere Bereitschaft zur Korruption unterstellen, nicht
zuletzt, da dies empirisch schwer zu belegen ist. Aber der
Beitrag möchte aufzeigen, dass ein Planungssystem selbst
Anreize für solches Verhalten liefert (vgl. Chiodelli/Moroni
2015). Wie hier aufgezeigt wird, sprechen Argumente dafür,
dass der Bauturbo die Bedingungen für Korruption verän-
dert. Damit wird die Versuchung einer Korruption vergrö-
ßert bzw. der Bauturbo setzt die kommunale Verwaltung ei-
nem potenziell größeren Druck aus. Dies ist natürlich nicht
die Intention des Gesetzes, aber eine Konsequenz. Daher
muss nicht notwendigerweise aus Gründen eines erhöhten
Risikos die Regelung zurückgewiesen werden. Zur Zurück-
weisung gibt es zahlreiche andere Gründe, wie unter ande-
rem Eichhorn, Holl, Jehling et al. (2025) darlegen. Aber
dem Thema Korruption muss im Zuge des Bauturbos be-
sondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. Deshalb muss
sich sowohl Planungspraxis als auch Forschung verstärkt
dieses Themas annehmen.

Es bleibt darüber hinaus abzuwarten, wie Kommunen
sich zum Bauturbo organisieren und ob und welche Grund-
satzbeschlüsse aufgestellt werden. Hier ist gerade sehr viel
Bewegung in der Praxis – das Ergebnis ist zum Zeitpunkt
dieses Kommentars noch offen. Erste Signale deuten aller-
dings darauf hin, dass einige Kommunen sich bereits sehr
umfangreich auf den Bauturbo vorbereiten. Es wird einen
großen Unterschied zwischen kreisfreien und kreisangehöri-
gen Kommunen geben, wo die Bauaufsicht und die Planung
institutionell unterschiedlich organisiert sind.

In der Literatur ist unstrittig, dass Transparenz ein es-
senzielles Mittel zur Bekämpfung und Prävention von
Korruption ist (Muslim/Mais 2023; Salvador/del Valle
Inclán 2025). Um nun also Konsequenzen aus dem Bau-
turbo abzuschwächen, wäre eine flankierende Maßnahme
die Erhöhung der Transparenz der distributiven Wirkung
von Bauleitplanung erforderlich. Damit würden fragwür-
dige Entscheidungen und unangemessene Praktiken im
Zuge des Bauturbos zumindest schwieriger. Deutschland
ist allerdings, was die Transparenz angeht, international
Schlusslicht. Die Information, wem Boden gehört, ist in
Deutschland nicht öffentlich zugänglich und bleibt für die
Forschung und den öffentlichen Diskurs größtenteils ver-
borgen. Dies ist seit Langen ein Missstand (vgl. Hartmann/
Roboger/Eisenhut et al. 2024). Die meisten europäischen
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Nachbarländer weisen eine größere Eigentumstransparenz
auf als Deutschland (vgl. Hartmann/Roboger/Eisenhut et al.
2024: 30). In Deutschland hat dies rechtliche, adminstra-
tive und politische Gründe. Diese Gründe gilt es nun im
Zuge des Bauturbo zu hinterfragen und aufzubrechen. Der
Bauturbo sollte Anlass für eine größere Transparenz be-
züglich des Eigentums am Boden sein. Nur so ließen sich
bei der Schaffung von Wohnraum Entscheidungen über die
Nutzung und Verteilung des Bodens und der Gewinne aus
Baugenehmigungen aufzeigen und überprüfen und damit
die Legitimität des Bauturbos absichern.
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